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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

— Drucksache 2159 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Besold 


I, Allgemeines 

Die Bundesregierung hat am 25. Oktober 1960 den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
fernstraßengesetzes nebst Begründung, den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates und ihrer Stel- i 
lungnahme zu diesen Änderungsvorschlägen dem j 
Deutschen Bundestag zur Beschlußfassung vorgelegt. 
Der Deutsche Bundestag hat in seiner 133. Sitzung 
am 17. November 1960 den Entwurf ohne Äus- 
sprache dem Äusschuß für Verkehr, Post- und Fern- 
meldewesen federführend und mitberatend dem 
Äusschuß für Kommunalpolitik und öffentliche Für- 
sorge, nachträglich in der 147. Sitzung vom 8. März 
1961 auch dem Haushaltsausschuß, überwiesen. 

Der federführende Äusschuß für Verkehr, Post- 
und Fernmeldewesen hat die Vorlage beraten. Die 
Empfehlungen des mitberatenden Äusschusses für 
Kommunalpolitik und öffentliche Fürsorge haben 
dem federführenden Ausschuß bei seiner Sitzung am 
2. März 1961 Vorgelegen. Der mitberatende Haus- 
haltsausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
15. März 1961 beraten und sich in allen Punkten 
den Beschlüssen des federführenden Äusschusses 
angeschlossen. Er hat der Erwartung Ausdruck ge- 
geben, daß bei der Aufstufung von Landstraßen 
I. Ordnung zu Bundesstraßen die Länder aufgefor- 
dert werden, Landstraßen 11. Ordnung zu Landstra- 
ßen L Ordnung aufzustufen. Zu dem Gesetzentwurf 
sind dem Ausschuß eine Reihe von Eingaben von 
Verbänden zugegangen. Sie wurden bei der Bera- 
tung verwertet. 

Das Bundesfernstraßengesetz vom 6. August 1953 
regelt die Rechtsverhältnisse der Bundesautobahnen 
und Bundesstraßen. Der vorliegende Entwurf sieht 
die Änderung einer Reihe von Bestimmungen des 


I Gesetzes vor, um eine zusätzliche Förderung der 
I kommunalen Baulastträger zu ermöglichen, die not- 
wendigen Folgerungen aus der Rechtsprechung der 
letzten Jahre und der neueren Bundesgesetzgebung 
zu ziehen und Verbesserungen vorzunehmen, die 
den Gesetzesvollzug erleichtern und beschleunigen 
sollen. Im Interesse der Gemeinden schlägt der 
federführende Äusschuß insbesondere vor, die Stra- 
ßenbaulast des Bundes auf die Ortsdurchfahrten der 
Bundesstraßen in den Gemeinden zu erstrecken, die 
bei der Volkszählung vom Jahre 1950 nicht mehr 
als 50 000 Einwohner hatten. In Übereinstimmung 
mit der Entschließung des Deutschen Bundestages 
— Umdruck 484 — bei der dritten Beratung des 
Straßenbaufinanzierungsgesetzes über den soge- 
nannten Gemeindepfennig vom 8. März 1960 sol- 
len ferner die Zuschußmöglichkeiten des Bundes für 
kommunale Straßen erweitert werden. Die sich auf 
Grund der Rechtsprechung und der zwischenzeit- 
lichen Bundesgesetzgebung, insbesondere auf Grund 
des Bundesbaugesetzes, ergebenden Änderungen 
verbessern vor allem die Rechtstellung der vom 
Straßenbau betroffenen Grundstückseigentümer. 


II. Die einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel 1 

Zu Nr. 1 Buchstabe a 

Der Ausschuß folgt der Regierungsvorlage, weil 
er sie für eine ausreichende Rechtsgrundlage hält, 
um in den Ortsdurchfahrten die zur Aufnahme des 
weiträumigen Verkehrs notwendigen Straßen zu 
Bundesstraßen aufzustufen und damit die Möglich- 
keit zu schaffen, den Gemeinden für die notwendi- 
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gen Ausbaumaßnahmen eine ausreichende Bundes- 
hilfe auf Grund des § 5 a zu gewähren. Der Aus- 
schuß ist der Ansicht, daß entsprechend den jeweili- 
gen örtlichen Verkehrsverhältnissen nach dieser 
Vorschrift durch Aufstufungen Ringstraßen, Tangen- 
tialstraßen und sonstige Verbindungsstraßen in das 
zusammenhängende Verkehrsnetz der Bundesfern- 
straßen einzubeziehen sind. In weiträumigen Groß- 
städten kann es nach Ansicht des Ausschusses not- 
wendig sein, mehr als einen Ortsdurchfahrtenring 
mit entsprechenden radialen Querverbindungen zu 
schaffen. 

Zu Nr. 2 Buchstabe d 

Der Ausschuß folgt dem Vorschlag des Bundes- 
rates; die Fassung enthält eine Klarstellung. 

Zu Nr. 2 Buchstabe e 

Der Ausschuß folgt in Übereinstimmung mit der 
Empfehlung der mitberatenden Ausschüsse dem | 
Vorschlag des Bundesrates, nach dem für die Auf- I 
Stufung einer Straße zu einer Bundesfernstraße 
durch die oberste Landesstraßenbaubehörde nur das 
Einverständnis des Bundesministers für Verkehr, 
nicht jedoch audi das Einverständnis des Bundes- 
ministers der Finanzen erforderlich sein soll. Für 
eine Aufstufung ist ausschließlich die Verkehrsbe- 
deutung der Straße maßgebend, wie sich aus der 
Neufassung des § 2 Abs. 3 a und 4 (Nr. 2 Buch- 
stabe d und e des Entwurfs) ergibt. Die Frage der 
Verkehrsbedeutung ist durch das hierfür zuständige 
Fachressort, den Bundesminister für Verkehr, zu i 
entscheiden. Die notwendige Einflußnahme des Bun- 
desministers der Finanzen auf die finanziellen Aus- 
wirkungen im Zusammenhang mit Baumaßnahmen 
oder mit Zuwendungen des Bundes ist durch seine 
Federführung bei der Aufstellung des Haushalts 
ausreichend gesichert. Im übrigen ist der finanzielle 
Rahmen für Straßenbauausgaben des Bundes durch 
die zweckgebundenen Mittel nach dem Straßenbau- I 
finanzierungsgesetz festgelegt. 

Zu Nr. 3 Buchstabe a 

Der Ausschuß hält es für angezeigt, über den Vor- 
schlag der Bundesregierung hinauszugehen und im 
Interesse einer Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse die Baulast für die Ortsdurchfahrten der Bun- 
desstraßen nicht nur in den Gemeinden bis zu 
20 000, sondern bis zu 50 000 Einwohner auf den ! 
Bund zu übertragen. Dadurch werden 301 Gemein- 
den von der Straßenbaulast für die Ortsdurchfahrten | 
der Bundesstraßen entlastet Die sich dadurch für 
den Bundeshaushalt ergebende Mehrbelastung, die 
ebenfalls aus den zweckgebundenen Straßenbaumit- 
teln zu decken ist, ist nach Ansicht des Ausschusses 
vertretbar. 

Auf Frage von Ausschußmitgliedern hat der Bun- 
desminister für Verkehr erklärt, mit dem Bundes- 
minister der Finanzen die Möglidikeit von Finanz- 
hilfen in den Fällen prüfen zu wollen, in denen bei 
Baumaßnahmen innerhalb der Ortsdurchfahrten die 
Gemeinden finanziell nicht in der Lage sind, die 
ihnen als Träger von Versorgungseinriditungen 


oder Nahverkehrseinrichtungen obliegenden Folge- 
pflichten zu erfüllen. 

Zu Nr. 3 Buchstabe b 

Der Ausschuß hält es in Erweiterung der Regie- 
rungsvorlage für gerechtfertigt, daß der Bund auch 
in jedem Falle für die Radwege in den Ortsdurch- 
fahrten aufkommt, in denen er Baulastträger ist. Der 
Bau von Radwegen dient der Entflechtung des Ver- 
kehrs und liegt daher überwiegend im Interesse des 
übrigen Fährverkehrs. 

Zu Nr. 4 

Bei der Beratung des § 5 a ist der Ausschuß von 
dem Gedanken ausgegangen, den Gemeinden beim 
Ausbau ihrer Straßen soweit wie möglich zu helfen. 
Die beschlossene Fassung erweitert die bisherige 
Rechtsgrundlage für Zuwendungen des Bundes. Bis- 
her waren Zuwendungen des Bundes gesetzlich nur 
für Ortsdurchfahrten und für Zubringerstraßen zu 
Bundesautobahnen vorgesehen. Sie können jetzt 
auch für Zubringerstraßen zu Bundesstraßen in der 
Baulast des Bundes gegeben werden. Diese Erwei- 
terung geht auf den Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages zurück, mit dem bei Verabschiedung des Stra- 
ßenbaufinanzierungsgesetzes die Mineralölsteuer 
für Vergaserkraftstoff um einen weiteren Pfennig 
{„Gemeindepfennig“) angehoben wurde, um eine 
Erhöhung der Zuwendungen des Bundes für kom- 
munale Baulastträger zu ermöglichen. Nach der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages auf Grund 
des Antrages der Abgeordneten Dr. Strecker, Dr. 
Vogel, Drachsler und der Fraktion der CDU/CSU — 
Umdruck 484 — waren dabei „solche Gemeinde- 
und Kreisstraßen zu berücksichtigen, die mit dem 
Bundesfernstraßennetz in Beziehung stehen“. Bei 
solchen Straßen handelt es sich um Ortsdurchfahrten 
von Bundesstraßen in der Baulast der Gemeinden 
und um kommunale Zubringerstraßen zu Bundes- 
fernstraßen in der Baulast des Bundes. Dabei ist der 
Ausschuß davon ausgegangen, daß Zubringerstra- 
ßen öffentliche Straßen sind, die dem Anschluß von 
Siedlungsgebieten, in denen mit einem größeren 
Verkehrsaufkommen zu rechnen ist, an das Netz 
der Bundesfernstraßen dienen. Die Eigenschaft einer 
Straße als Zubringerstraße wird nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß ihr Verkehr der Bundesfernstraße 
nicht unmittelbar, sondern über eine andere Straße 
zugeführt wird, sofern es sich bei dieser anderen 
Straße um verhältnismäßig kurze Abschnitte han- 
delt. 

Der Ausschuß ist in zwei Punkten vom Regie- 
rungsentwurf abgewichen. Er hält es für angezeigt, 
die Zuwendungen des Bundes statt von einem „er- 
heblichen Interesse des Bundes“ von einem „erheb- 
lichen Interesse des weiträumigen Verkehrs“ ab- 
hängig zu machen. Mit dem gewählten Wortlaut 
wird mehr auf die objektiven Gegebenheiten des 
Verkehrs abgestellt. Die Fassung lehnt sich an die 
Begriffsbestimmung der Bundesfernstraßen in § 1 
Abs. 1 FStrG an. 

Der Ausschuß hält es ferner für richtig, die Be- 
zuschussung des Grunderwerbs im Gesetz nicht be- 
sonders zu erwähnen. Da jedes Vorhaben zum Bau 
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oder Ausbau einer Ortsdurchfahrt oder einer Zu- 
bringerstraße technisch und wirtschaftlich eine Ein- 
heit darstellt, zu der auch der Grunderwerb gehört, 
erscheint eine besondere Hervorhebung des Grund- 
erwerbs überflüssig. Mit der Streichung des Grund- 
erwerbs bringt der Ausschuß keineswegs zum Aus- 
druck, daß die Kosten des Grunderwerbs nicht be- 
zuschußt werden sollen. Er will vielmehr dem § 5 a 
eine möglichst weite Fassung geben und damit der 
Verwaltung bei der Gewährung der Zuwendungen 
einen weiten Ermessensspielraum lassen. Der finan- 
zielle Inhalt des durch § 5 a gegebenen Rahmens 
muß bei der Gestaltung des Haushaltes ausgefüllt 
werden. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß auch 
Zuwendungen für die Verlegung von Straßenbah- 
nen in Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundesstraßen 
gegeben werden können, wenn dadurch im Interesse 
des weiträumigen Verkehrs die Ortsdurchfahrt ent- 
lastet wird. 

Dem weitgehenden Vorschlag des Bundesrates, 
den Gemeindepfennig im Gesetz ausdrücklich zu 
verankern und ihn — abweichend von der genann- 
ten Entschließung des Bundestages — nur für kom- 
munale Straßen vorzusehen, „die, ohne Zubringer- 
straßen zu sein, in anderer Weise für die Bundes- 
fernstraßen von Bedeutung sind", vermag der Aus- 
schuß nicht zu folgen. Das gleiche gilt von der Stel- 
lungnahme des mitberatenden Ausschusses für Kom- 
munalpolitik und Öffentliche Fürsorge, der den Vor- 
schlag des Bundesrates in etwas geänderter Fassung 
übernommen hat. Der Ausschuß ist der Auffassung, 
daß die Mittel aus dem Gemeindepfennig für kom- 
munale Straßen im Sinne des Umdrucks 484 zu ver- 
wenden sind. 

Der federführende Ausschuß ist der Auffassung, 
daß die von ihm beschlossene weite Fassung des 
§ 5 a alle verfassungsrechtlich zulässigen Förde- 
rungsmaßnahmen des Bundes zugunsten kommuna- 
ler Baulastträger aus schöpft. Die Einbeziehung wei- 
terer Straßen fremder Baulastträger läßt sich mit ! 
dem verfassungsrechtlichen Gesichtspunkt des Sach- 
zusammenhanges nicht mehr rechtfertigen. 

Ebenso folgt der Ausschuß nicht dem Vorschlag 
des Bundesrates und einer im Ausschuß geäußerten 
Meinung, die Verteilung der Zuschüsse den Ländern 
zu überlassen. Der Ausschuß vertritt die Meinung, 
daß die Haushaltshoheit des Bundes, dem das Auf- 
kommen aus der Mineralölsteuer zusteht, nicht be- 
einträchtigt werden dürfe. Die Einschaltung der Län- 
der in das Bewilligungsverfahren ergibt sich ohne 
weiteres aus der Auftragsverwaltung gemäß Ar- 
tikel 90 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Zu Nr. 7 a 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, entspre- 
chend einem Vorschlag des Verbandes der öffent- 
lichen Verkehrsbetriebe und in Übereinstimmung 
mit einer entsprechenden Bestimmung des Bayer. 
Straßen- und Wegegesetzes die Herstellung von 
Haltestellenbuchten an Bundesstraßen von der 
Kostenerstattungspflicht nach § 8 Abs. 5 des Bun- 
desfernstraßengesetzes auszunehmen. Die Kosten- 
erstattungspflicht für die Anlegung von Haltestellen 
an Bundesautobahnen glaubt der Ausschuß beibe- 


halten zu sollen, da er der Auffassung ist, daß 
Haltestellen des Linienverkehrs auf den Bundes- 
autobahnen grundsätzlich nicht eingerichtet werden 
dürfen. Der Ausschuß hält es im Interesse der Ver- 
kehrssicherheit für notwendig, daß sich die Bundes- 
regierung um baldige Beseitigung der bestehenden 
Haltestellen auf den Bundesautobahnen bemüht. 

Zu Nr. 8 Buchstabe b 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung des Re- 
gierungsentwurfs entspricht dem § 31 Abs. 2 des 
Bundesbaugesetzes. 

Zu Nr. 9 

Bei der Fassung der Absätze 1 und 2 folgt der 
Ausschuß den Vorschlägen des Bundesrates in der 
Fassung der Stellungnahme der Bundesregierung. 
Eine Verkürzung der Vierjahresfrist auf zwei Jahre 
erscheint mit Rücksicht auf die übereinstimmende 
Befristung im Bundesbaugesetz nicht angebracht. 
Ferner ist es nicht erforderlich, entsprechend dem 
Vorschlag des Bundesrates auf die Entschädigungs- 
vorschriften des Bundesbaugesetzes zu verweisen, da 
auch in den Fällen der Veränderungssperre die Ent- 
eignungsbestimmungen des Landbeschaffungsgeset- 
zes anzuwenden sind, wie aus der Bezugnahme auf 
§ 19 folgt. Es muß vermieden werden, bei Entschädi- 
gungen für Zwecke der Bundesfernstraßen zwei ver- 
schiedene Enteignungsgesetze anzuwenden. 

Der Ausschuß hält die Herstellung des Benehmens 
für eine ausreichende Beteiligung der Landespla- 
nungsbehörde. Eine weitergehende Bindung der 
obersten Landesstraßenbaubehörde stünde im Wi- 
derspruch mit der in § 16 festgelegten Planungs- 
hoheit des Bundes. 

Für Absatz 5 übernimmt der Ausschuß den Än- 
derungsvorschlag des Bundesrates, weil er dem § 14 
Abs. 2 des Bundesbaugesetzes entspricht. 

Zu Nr. 9 a 

Aus der Erwägung, daß im Einzelfall nicht nur 
geschlossene Waldungen, sondern auch Gehölze für 
den Schutz einer Bundesfernstraße von Bedeutung 
sein können, insbesondere zur Sicherung von Bö- 
schungen, hielt es der Ausschuß für richtig, die 
Schutzbestimmung in § 10 auf Gehölze auszudehnen. 

Zu Nr. 11 

In der 1. Lesung wurde von einem Ausschußmit- 
glied der Antrag gestellt, der Bundesratsfassung — 
Drucksache 2159 Anlage 2, zu Artikel 1 Nr. 11 — 
zuzustimmen. Dieser Antrag wurde damit begrün- 
det, daß die Kostenteilung nach Fahrbahnbreiten, 
wie im Bundesfernstraßengesetz vorgesehen, in der 
Praxis Schwierigkeiten brächte. Die Schwierigkeiten 
seien deshalb aufgetreten, weil leistungsschwache 
kommunale Träger der Straßenbaulast den auf sie 
treffenden Anteil in vielen Fällen nicht aufbringen 
könnten. Aus diesem Grunde und wegen des recht- 
lich saubereren Prinzips, daß jeder Beteiligte an einer 
Kreuzung für seine Änderungswünsche selbst aufzu- 
kommen habe, habe das Bundesministerium für Ver- 


3 



Drucksache 2613 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


kehr seinerzeit im Zusammenwirken mit den Lan- 
desstraßenbauverwaltungen eine Fassung ausgear- 
beitet, welche in diesen Fällen das Veranlassungs- 
prinzip bei der Änderung von Straßenkreuzungen 
vorsah, um die kommunalen Straßenbaulastträger 
zu entlasten. Der Ausschuß hat in 1. Lesung der 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung mit großer , 
Mehrheit zugestimmt. In der 2. Lesung ist der Aus- ; 
schuß diesem Vorschlag des Bundesrates, den der | 
Ausschuß für Kommunalpolitik und öffentliche Für- . 
sorge in etwas abgeänderter Form übernommen hat, 
nicht gefolgt, weil mit der Fassung der Regierungs- 
vorlage — das ist auch die Auffassung des Bundes- 
ministeriums der Finanzen — die erwünschte Ent- 
lastung der Bauiastträger in ausreichendem Umfang 
erreicht wird. Der Ausschuß hat daher in 2. Lesung 
mit Mehrheit beschlossen, die Regierungsvorlage 
wiederherzustellen. 

Zu Nr. 15 

Der Ausschuß ist dem Vorschlag des Bundesrates 
und einer im Ausschuß vorgetragenen Meinung, 
weiterhin die Enteignungsgesetze der Länder bei 
der Enteignung für Zwecke der Bundesfernstraßen 
anzuwenden, bis ein bundeseinheitliches Enteig- 
nungsrecht geschaffen ist, nicht gefolgt, obgleich mit 
der Ablehnung des Bundesratsvorschlags die Gefahr 
gegeben ist, daß für den Bau der öffentlichen Stra- 
ßen drei verschiedene Enteignungsgesetze nunmehr 
zur Anwendung kommen können. Der Ausschuß war 
vielmehr der Auffassung, daß das Landesbeschaf- 
fungsgesetz ein modernes Enteignungsgesetz sei, 
dessen Anwendung auch in anderen Bundesgesetzen 
vorgeschrieben ist {z. B. Luftverkehrsgesetz, Allge- 
meines Kriegsfolgengesetz). Der Ausschuß meinte 
weiterhin, daß das Landbeschaffungsgesetz vor 


allem für die von der Abgabe von Grundeigentum 
Betroffenen den Vorteil biete, daß auch Entschädi- 
gung in Ersatzland gewährt werden könne, während 
nach den zum Teil veralteten Enteignungsgesetzen 
der Länder nur eine Entschädigung in Geld vorge- 
sehen ist. Der Bund könne bei Enteignungen für ver- 
schiedene Bauaufgaben Entschädigungen nicht nach 
unterschiedlichen Grundsätzen gewähren. 

Da das Landbeschaffungsgesetz in Berlin nicht gilt, 
muß dort weiterhin Landesenteignungsrecht ange- 
wandt werden. 

Zu Nr. 16 

Der Ausschuß trägt den Bedenken des Bundesra- 
tes Rechnung, indem er die Fassung gemäß der Stel- 
lungnahme der Bundesregierung übernommen hat. 

Zu Artikel 2a 

Der Ausschuß folgt dem Vorschlag des Bundes- 
rates, weil damit die Durchführung dieser verkehrs- 
politisch notwendigen Maßnahmen sichergestellt 
wird. Er hält es jedoch für ausreichend, lediglich 
diejenigen Brücken, die bisher in der Baulast von 
Gemeinden und Gemeindeverbänden oder Zweck- 
verbänden standen, in die Baulast des Bundes zu 
überführen. Es erscheint jedoch sinnvoll, in die 
Überleitung auch die Brücken innerhalb der ge- 
schlossenen Ortslage einzubeziehen, soweit die Bau- 
last für die Ortsdurchfahrt dem Bund zusteht. 

Zu Artikel 5 

Der Ausschuß folgte dem Vorschlag des Bundes- 
rates auf Grund der Einfügung des Artikels 2 a. 


Bonn, den 5. April 1961 


Dr. Besold 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2159 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Müller-Hermann, Niederalt und Fraktion der 
CDU/CSU vom 8. März 1960 zur dritten Beratung 
des von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Straßenbaufinanzierungsgesetzes — 
Umdruck 480, Drucksachen 1247, 1616, ^ 1616 — 
durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt 
zu erklären; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. März 1961 


Der Ausschuß für Verkehr, Post- 
und Femmeldewesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Dr. Besold 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

— Drucksache 2159 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr, Post- und 

Fernmeldewesen 
(23. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
fernstraßengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesfernstraßengesetz vom 6. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 903) in der Fassung des 
Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 (Bundesge- 
setzbl. I S. 341) wird wie folgt geändert: 

1. a) § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Bundesstraßen des Fernverkehrs 
(Bundesfernstraßen) sind öffentliche Stra- 
ßen, die ein zusammenhängendes Ver- 
kehrsnetz bilden und einem weiträumigen 
Verkehr dienen oder zu dienen bestimmt 
sind. In der geschlossenen Ortslage (§ 5 
Abs. 4) gehören zum zusammenhängenden 
Verkehrsnetz die zur Aufnahme des weit- 
räumigen Verkehrs notwendigen Straßen." 

b) § 1 Abs. 4 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. der Straßenkörper; das sind besonders 
der Straßengrund, der Straßenunterbau, 
die Straßendecke, die Brücken, Tunnel, 
Durchlässe, Dämme, Gräben, Entwässe- 
rungsanlagen, Böschungen, Stützmauern, 
Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheits- 
streifen;" 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält die Fassung; 

„Widmung, Umstufung, Einziehung"; 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
fernstraßengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesfernstraßengesetz vom 6. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 903) in der Fassung des 
Bundesbaugesötzes vom 23. Juni 1960 (Bundesge- 
setz^bl. I S. 341) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: b) unverändert 

„(1) Eine Straße erhält die Eigenschaft 
einer Bundesfernstraße durch Widmung." 
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Entwurf 

c) In Absatz 2 werden die Worte „in den Be- 
sitz nach § 19 Abs. 3 eingewiesen ist" er- 
setzt durch die Worte „den Besitz durch 
Vertrag, durch Einweisung nach § 19 Abs. 3 
oder in einem sonstigen gesetzlichen Ver- 
fahren erlangt hat". 

d) Folgender Absatz 3 a wird eingefügt: 

„{3 a) Eine öffentliche Straße, die dieVor- 
aussetzungen des § 1 erfüllt, ist zur Bun- 
desautobahn oder Bundesstraße, eine Bun- 
desstraße, die die Voraussetzungen des § 1 
Abs. 3 erfüllt, zur Bundesautobahn aufzu- 
stufen." 

e) Die Absätze 4 bis 6 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(4) Eine Bundesfernstraße, bei der die 
Voraussetzungen des § 1 weggefallen sind, 
ist entsprechend ihrer Verkehrsbedeutung 
in die sich aus dem Landesrecht ergebende 
Straßenklasse abzustufen oder, wenn sie 
jede Verkehrsbedeutung verloren hat oder 
überwiegende Gründe des öffentlichen 
Wohls vorliegen, einzuziehen. 

(5) Die Absicht der Einziehung ist drei Mo- 
nate vorher in den Gemeinden, die die 
Straße berührt, öffentlich bekanntzu- 
machen, um Gelegenheit zu Einwendungen 
zu geben. Von der Bekanntmachung kann 
abgesehen werden, wenn die zur Einzie- 
hung vorgesehenen Teilstrecken in den im 
Planfeststellungsverfahren ausgelegten Plä- 
nen (§ 18 Abs. 2) als solche kenntlich ge- 
macht worden sind oder Teilstrecken im Zu- 
sammenhang mit Änderungen von unwe- 
sentlicher Bedeutung (§ 17 Abs. 2) einge- 
zogen werden sollen. Die Abstufung soll nur 
zum Ende eines Rechnungsjahres ausge- 
sprochen und drei Monate vorher angekün- 
digt werden. 

(6) über Widmung, Umstufung und Ein- 
ziehung entscheidet die oberste Landesstra- 
ßenbaubehörde. Sie hat vor einer Widmung 
oder Umstufung das Einverständnis des 
Bundesministers für Verkehr, vor einer Auf- 
Stufung auch das Einverständnis des Bun- 
desministers der Finanzen herbeizuführen. 
Die Entscheidung ist in einem vom Land zu 
bestimmenden Amtsblatt bekanntzumachen. " 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „9000" durch 
„20 000" ersetzt. 

b) An die Stelle des Absatzes 3 treten folgende 
Absätze 3 und 3 a: 

„(3) In den Ortsdurchfahrten der übrigen 
Gemeinden ist die Gemeinde Träger der 
Straßenbaulast für Gehwege und Parkplätze 
sowie für Radwege, soweit nicht auch auf 
den anschließenden freien Strecken Rad- 
wege vorhanden oder vorgesehen sind. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 
c) unverändert 


d) Folgender Absatz 3 a wird eingefügt: 

„{3a) Eine öffentliche Straße, die die Vor- 
aussetzung des § 1 Abs. 1 oder 3 erfüllt, ist 
zur Bundesautobahn oder Bundesstraße, eine 
Bundesstraße, die die Voraussetzungen des 
§ 1 Abs. 3 erfüllt, zur Bundesautobahn auf- 
zustufen. " 

e) Die Absätze 4 bis 6 erhalten folgende Fas- 
sung: 

{4) unverändert 


(5) unverändert 


{6) über Widmung, Umstufung und Ein- 
ziehung entscheidet die oberste Landesstra- 
ßenbaubehörde. Sie hat vor einer Widmung 
oder Auf Stufung das Einverständnis des 
Bundesministers für Verkehr herbeizufüh- 
ren. Die Entscheidung ist in einem vom 
Land zu bestimmenden Amtsblatt bekannt- 
zumachen. " 


3. § 5 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „9000" durch 
„50 000 " ersetzt. 

b) An die Stelle des Absatzes 3 treten folgende 
Absätze 3 und 3 a: 

„(3) In den Ortsdurchfahrten der übrigen 
Gemeinden ist die Gemeinde Träger der 
Straßenbaulast für Gehwege und Park- 
plätze." 
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(3 a) Führt die Ortsdurchfahrt über Straßen (3 a) unverändert 

und Plätze, die erheblich breiter angelegt 
sind als die Bundesstraße, so ist von der 
Straßenbaubehörde im Einvernehmen mit 
der Gemeinde die seitliche Begrenzung der 
Ortsdurchfahrt besonders festzulegen. 

Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, so 
entscheidet die oberste Landesstraßenbau- 
behörde." 


4. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

r,§ 5 a 

Zuwendungen für fremde Träger der Straßen- 
baulast 

Zum Bau oder Ausbau von Ortsdurchfahrten 
im Zuge von Bundesstraßen und ztim Bau oder 
Ausbau von Zubringerstraßen zu Bundesfern- 
straßen in der Baulast des Bundes kaim der 
Bund Zuschüsse oder Darlehen gewähren, wenn 
ein erhebliches Interesse des Bundes besteht 
und sich auch das Land an den Kosten betei- 
ligt. In besonderen Fällen können Zuwendun- 
gen auch für den Grunderwerb gegeben wer- 
den." 

5. In § 6 wird folgender Absatz la eingefügt: 

♦ 

„(la) Der bisherige Träger der Straßenbau- 
last hat dem neuen Träger der Straßenbaulast 
dafür einzustehen, daß er die Straße in dem 
durch die Verkehrsbedeutung gebotenen Um- 
fang ordnungsgemäß unterhalten und den not- 
wendigen Grunderwerb durchgeführt hat." 

6. In § 7 wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

♦ 

„ (2 a) Macht die dauernde Beschränkung des 
Gemeingebrauchs durch die Straßenbaubehörde 
die Herstellung von Ersatzwegen notwendig, so 
haben die für die Ersatzwege zuständigen Trä- 
ger der Straßenbaulast gegen den Träger der 
Straßenbaulast der Bundesfernstraßen insoweit 
einen Anspruch auf Erstattung der Herstel- 
lungskosten." 

7. In § 8 wird folgender Absatz 4 a eingefügt: 

♦ 

„ (4 a) Werden durch den Ausbau von Bun- 
desstraßen Zufahrten zu Grundstücken unter- 
brochen, die keine anderweitige ausreichende 
Verbindung mit dem öffentlichen Verkehrs- 
netz besitzen, so hat der Träger der Straßen- 
baulast einen angemessenen Ersatz zu schaf- 
fen oder eine angemessene Entschädigung in 
Geld zu gewähren. Das gilt nicht für Zufahr- 
ten, die auf Grund einer widerruflichen Erlaub- 
nis bestehen." 


4. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

♦ 

.§ 5 a 

Zuwendungen für fremde Träger der Straßen- 
baulast 

Zum Bau oder Ausbau von Ortsdurchfahrten 
im Zuge von Bundesstraßen und zum Bau oder 
Ausbau von Zubringerstraßen zu Bundesfern- 
straßen in der Baulast des Bundes kann der 
Bund Zuschüsse oder Darlehen gewähren, wenn 
ein erhebliches Interesse des weiträumigen Ver- 
kehrs besteht und sich auch das Land an den 
Kosten beteiligt." 

5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


7a. In § 8 Abs. 5 wird der Punkt durch ein Semiko- 
^ Ion ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„dies gilt nicht für Haltestellenbuchten an Bun- 
desstraßen." 
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8. a) § 9 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Bei geplanten Bundesfernstraßen gelten 
die Beschränkungen der Absätze 1 und 2 
vom Beginn der Auslegung der Pläne im 
Planfeststellungsverfahren an (§ 18 Abs. 2)," 

b) § 9 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

„ (8) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
kann im Einzelfall Ausnahmen von den Ab- 
sätzen 1, 2 und 4 bis 6 zulassen, wenn die 
Durchführung der Vorschriften im Einzel- 
falle zu einer offenbar nidit beabsichtigten 
Härte führen würde und die Abweichung 
mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist 
oder wenn Gründe des Wohles der Allge- 
meinheit die Abweichung erfordern." 

c) In § 9 werden folgende Absätze 9 und 10 
angefügt: 

„ (9) Wird infolge der Anwendung der Ab- 
sätze 1, 2, 4 und 5 die bauliche Nutzung 
eines Grundstücks, auf deren Zulassung bis- 
her ein Rechtsanspruch bestand, ganz oder 
teilweise aufgehoben, so kann der Eigen- 
tümer insoweit eine angemessene Entschä- 
digung in Geld verlangen, als seine Vorbe- 
reitungen zur baulichen Nutzung des 
Grundstücks in dem bisher zulässigen Um- 
fang für ihn an Wert verlieren oder eine 
wesentliche Wertminderung des Grund- 
stücks eintritt. Zur Entschädigung ist der 
Träger der Straßenbaulast verpflichtet. 

(10) Im Falle des Absatzes 4 entsteht der 
Anspruch nach Absatz 9 erst, wenn der Plan 
rechtskräftig festgestellt oder mit der Aus- 
führung begonnen worden ist, spätestens 
jedoch nach Ablauf von vier Jahren, nach- 
dem die Beschränkungen der Absätze 1 
und 2 in Kraft getreten sind." 

9. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

»§ 9 a 

Veränderungssperre 

(1) Vom Beginn der Auslegung der Pläne im 
Planfeststellungs verfahren an (§ 18 Abs. 2) 
dürfen auf den vom Plan betroffenen Flächen 
bis zu ihrer Übernahme durch den Träger der 
Straßenbaulast wertsteigernde oder den ge- 
planten Straßenbau erschwerende Veränderun- 
gen nicht vorgenommen werden (Verände- 
rungssperre). Baurechtlich genehmigte Verän- 
derungen, die vorher begonnen worden sind, 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung 
einer bisher ausgeübten Nutzung werden hier- 
von nicht berührt. 

(2) Dauert die Veränderungssperre länger 
als vier Jahre, so können die Eigentümer für 
die dadurch entstandenen Vermögensnachteile 
vom Träger der Straßenbaulast eine angemes- 
sene Entschädigung in Geld sowie die Über- 
nahme der vom Plan betroffenen Flächen ver- 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 
8. unverändert 


9. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

♦ 

«§ 9a 

V eränderungssperre 

(1) Vom Beginn der Auslegung der Pläne im 
Planfeststellungsverfahren an (§ 18 Abs. 2) 
dürfen auf den vom Plan betroffenen Flächen 
bis zu ihrer Übernahme durch den Träger der 
Straßenbaulast wesentlich wertsteigemde oder 
den geplanten Straßenbau erheblich erschwe- 
rende Veränderungen nicht vorgenommen wer- 
den (Veränderungssperre), Veränderungen, die 
in rechtlich zulässiger Weise vorher begonnen 
worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die 
Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung 
werden hiervon nicht berührt. 

(2) Dauert die Veränderungssperre länger 
als vier Jahre, so können die Eigentümer für 
die dadurch entstandenen Vermögensnachteile 
vom Träger der Straßenbaulast eine angemes- 
sene Entschädigung in Geld verlangen. Sie kön- 
nen ferner die Übernahme der vom Plan be- 
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langen, wenn es ihnen mit Rücksicht auf die 
Veränderungssperre wirtschaftlich nicht mehr 
zuzumuten ist, die Grundstücke in der bisheri- 
gen oder einer anderen zulässigen Art zu be- 
nutzen, Kommt keine Einigung über die Über- 
nahme zustande, so können sie die Entziehung 
des Eigentums an den Flächen verlangen. Im 
übrigen gilt § 19 (Enteignung). 

(3) Zur Sicherung der Planung neuer Bundes- 
fernstraßen kann die oberste Landesstraßenbau- 
behörde im Benehmen mit der Landespla- 
nungsbehörde Planungsgebiete festlegen. Auf 
diese ist Absatz 1 sinngemäß anzuwenden. Die 
Festlegung ist auf höchstens zwei Jahre zu 
befristen. Sie tritt mit Beginn der Auslegung 
der Pläne im Planfeststellungsverfahren außer 
Kraft. Ihre Dauer ist auf die Vierjahres-Frist 
nach Absatz 2 anzurechnen. 

(4) Die Festlegung eines Planungsgebietes 
ist in den Gemeinden, deren Bereich betroffen 
wird, ortsüblich bekanntzumachen. Planungsge- 
biete sind außerdem in Karten kenntlich zu 
machen, die in den Gemeinden während der 
Geltungsdauer der Festlegung zur Einsicht aus- 
zulegen sind. 

(5) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
kann im Einzelfall Ausnahmen von der Ver- 
änderung ssper re zulassen, wenn die Durchfüh- 
rung zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde und die Abweichung mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar ist, oder 
wenn Gründe des Wohles der Allgemeinheit die 
Abweichung erfordern." 


10. In § 11 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „durch 

^ Sichtbehinderung" gestrichen. 

11. § 12 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Wird eine Kreuzung im Zuge des Ausbaues 
einer Straße geändert, so entfällt der Kosten- 
anteil des Trägers der Straßenbaulast der an- 
deren Straße, wenn es sich bei ihm um eine 
Gemeinde oder einen Gemeindeverband han- 
delt und ihm die Kostenbeteiligung nicht zuge- 
mutet werden kann." 

12. § 13 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

' „(4) Nach einer wesentlichen Änderung einer 

bestehenden Kreuzung haben die Träger der 
Straßenbaulast ihre veränderten Kosten für 
Unterhaltung und Erneuerung sowie für Wie- 
derherstellung im Falle der Zerstörung durch 
höhere Gewalt ohne Ausgleich zu tragen." 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

troffenen Flächen verlangen, wenn es ihnen mit 
Rücksicht auf die Veränderungssperre wirt- 
schaftlich nicht zuzumuten ist, die Grundstücke 
in der bisherigen oder einer anderen zulässigen 
Art zu benutzen. Kommt keine Einigung über 
die Übernahme zustande, so können die Eigen- 
tümer die Entziehung des Eigentums an den 
Flächen verlangen. Im übrigen gilt § 19 (Ent- 
eignung). 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
kann Ausnahmen von der Veränderungssperre 
zulassen, wenn überwiegende öffentliche Be- 
lange nicht entgegenstehen.“ 


9a. § 10 erhält die Überschrift: „Schutz Waldungen 
^ und Gehölze“. In Absatz 1 werden hinter dem 
Wort „Waldungen“ die Worte „und Gehölze" 
eingefügt. 

10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 
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13. § 14 erhält folgenden Absatz 5: 

♦ 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, 
wenn neue Bundesfernstraßen vorübergehend 
über andere öffentliche Straßen an das Bundes- 
fernstraßennetz angeschlossen werden müssen." 

14. § 17 Abs. 7 entfällt. 

♦ 

15. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird „§ 17" durch „§ 18 
Abs. 5" ersetzt. 

b) An die Stelle der Absätze 2 bis 5 tritt fol- 
gender neuer Absatz 2: 

„(2) Bis zum Inkrafttreten eines Bundes- 
enteignungsgesetzes gelten für die Durch- 
führung der Enteignung die Vorschriften des 
§ 2 und des Zweiten und Dritten Teils sowie 
der §§ 67, 68, 71 und 73 des Landbeschaf- 
fungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 134) sinngemäß, mit folgen- 
der Maßgabe: 

1. Im unmittelbaren Zusammenhang mit 
einer Enteignung für Zwecke der Bun- 
desfernstraßen ist auch die Enteig- 
nung zur Gewährung einer Entschädi- 
gung in Land zulässig. 

2. Abweichend von § 11 Abs. 1 des ge- 
nannten Gesetzes stellt den Antrag 
auf Einleitung des Enteignungsver- 
fahrens der Träger der Straßenbau- 
last, der die Enteignung zu seinen 
Gunsten erstrebt. 

3. Soweit die Vorschriften des genann- 
ten Gesetzes den Bund als Antrag- 
steller betreffen, gelten sie statt für 
den Bund für den Träger der Stra- 
ßenbaulast, der die Enteignung be- 
antragt. 

4. Der nach § 18 Abs. 5 festgestellte Plan 
ist dem Enteignungs verfahren zu- 
grunde zu legen und für die Enteig- 
nungsbehörde bindend. 

5. Die Enteignungsbehörde hat den Trä- 
ger der Straßenbaulast auf dessen 
Antrag in den Besitz von Grund- 
stücken vorzeitig einzuweisen, wenn 

a) der sofortige Beginn der Arbeiten 
für den Bau oder die Änderung 
von Bundesfernstraßen aus Grün- 
den des allgemeinen Wohls ge- 
boten und die Besitzeinweisung 
für die Durchführung der beab- 
sichtigten Maßnahmen notwendig 
ist und 

b) der Planfeststellungsbeschluß (§18 
Abs. 5) entweder unanfechtbar ge- 
worden ist oder seine sofortige 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

13. unverändert 


14. unverändert 

15. § 19 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 

b) An die Stelle der Absätze 2 bis 5 treten die 
folgenden neuen Absätze 2 und 3: 

(2) unverändert 
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Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 
Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsord- 
nung von der Behörde, die ihn er- 
lassen oder über einen Wider- 
spruch zu entscheiden hat, beson- 
ders angeordnet und nicht die auf- 
schiebende Wirkung eines Wider- 
spruchs oder einer Anfechtungs- 
klage durch das Gericht wiederher- 
gestellt worden ist. 

6. Die Enteignungsbehörde kann den 
Träger der Straßenbaulast auf dessen 
Antrag nach Maßgabe des § 38 des 
Landbesdiaffungsgesetzes auch dann 
in den Besitz von Grundstücken vor- 
zeitig einweisen, wenn der Planfest- 
stellungsbeschluß noch nicht erlassen 
ist, sofern nach dem Stand des Plan- 
feststellungsverfahrens mit hoher 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, 
daß die Grundstücke in den Plan ein- 
bezogen werden. 

7. Die vorzeitige Besitzeinweisung ist 
auch nach Erlaß des Enteignungs- 
beschlusses zulässig, wenn nicht eine 
gerichtliche Entscheidung ergangen 
ist, die die Enteignung als unzulässig 
erklärt. 

8. Der Besitzeinweisungsbeschluß ist 
aufzuheben, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren, nachdem die Besitzein- 
weisung wirksam geworden ist, der 
Enteignungsbeschluß erlassen wird. 
Kann der Enteignungsbeschluß aus 
besonderen, durch das Verfahren be- 
dingten Umständen nicht binnen der 
in Satz 1 bestimmten Frist ergehen, 
so ist die Enteignungsbehörde befugt, 
diese Frist bei weiterem Vorliegen 
der Voraussetzungen für eine vor- 
zeitige Besitzeinweisung bis zu zwei 
Jahren zu verlängern. 


(3) Im Land Berlin gelten anstelle des 
Landbeschaffungsgesetzes die entsprechen- 
den Vorschriften des Landesenteigungs- 
rechts." 


16. ln § 20 Abs. 1 werden die Worte „nach diesem le. In § 20 Abs. 1 werden die Worte „nach diesem 
Gesetz" durch die Worte „nach Bundesrechr ^ Gesetz" durch die Worte „für die Bundesfern- 
ersetzt. Straßen" ersetzt 


Artikel2 Artikel2 

Das Eigentum an den Ortsdurchfahrten der Bun- unverändert 

desstraßen geht auf die Gemeinden über, soweit sie 
Träger der Straßenbaulast für die Ortsdurchfahrten 
sind und das Eigentum bisher dem Bund, einem 
Land oder einem Gemeindeverband zustand. § 6 des 
Bundesfernstraßengesetzes ist anzuwenden. 
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Artikel 3 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermäditigt, 
den Wortlaut des Bundesfernstraßengesetzes in der 
nach diesem Gesetz geltenden Fassung mit dem 
Datum der Bekanntmachung neu bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei- 
tigen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

(1) Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a tritt am 1. Ja- 
nuar 1962 in Kraft. Im übrigen tritt das Gesetz am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Am glei- 
chen Tage tritt § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bundesauto- 
bahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fernver- 
kehrs vom 2. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 157) 
außer Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 1 1 findet keine Anwendung auf 
Bauvorhaben, für die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes der Plan festgestellt oder eine Kosten- 
regelung vereinbart worden ist. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

Artikel 2a 

Der Bund ist Träger der Straßenbaulast für Brücken 
im Zuge von Bundesfernstraßen über natürlichen 
Gewässern im Rahmen des § 5 Abs. 3 des Bundes- 
fernstraßengesetzes auch danur wenn die Baulast bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes Gemeinden, Gemeinde- 
verbänden oder gemeindlichen Zweckverbänden ob- 
lag. Dies gilt nicht für Brücken innerhalb der ge- 
schlossenen Ortslage {§ 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 des 
Bundesfernstraßengesetzes) in Gemeinden, die bei 
der Volkszählung am 13. September 1950 mehr als 
50 000 Einwohner hatten. 


Artikel 3 
u n V e r ä n d e r t 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 

(1) Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a und Artikel 2 a 
treten am 1. Januar 1962 in Kraft. Im übrigen tritt 
das Gesetz am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. Am gleichen Tage tritt § 7 Abs. 2 des Ge- 
setzes Über die vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstraßen 
des Fernverkehrs vom 2. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 157) außer Kraft. 

(2) unverändert 
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